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Der pastorale Wert nıcht konkret gedachten „Ge- chen, da{flß S1e selbst des Gespräches miıt

meınsamkeıit“ des Gottesglaubens be- dem Judentum bedarf.“
Daß dıe Studıie des Rates der EKD ruht, wırken daher recht allgemeın: Wertvoll 1St der Anhang miıt seinen
nıcht ıne Verteidigung des „theologi- „Ausgangspunkt könnte dıe gemeın- „Informationen“, zumal dıe Statistik
schen Ereignisses“ der Staatsgründung S4AdI1lE Überzeugung se1n, da{fß der Mensch ZÜFr Lage der Juden ın der Bundes-
Israels geben wünscht, zeıgen die als Gottes Ebenbild Verantwortung republik Deutschland“. Als „Orientie-
weıteren Abschnitte Sıe kommen ZUuUr tür dıe Erde wahrnımmt“, und Wa rungshilfe“ erscheint die Studie 1NSO-
Sache, dıe un5 angeht, der deutschen dr  IM mMi1t den Moslems“;, gemäfß tern problematisch, als s$1e wel ganz
Schuld der Massenvernichtung der der UN-Charta über die Menschen- verschiedene Anlıegen vermischt: die
Juden, und sprechen often VO „Wweıt- rechte VO Dezember 194858, doch notwendıge Aufgabe eiınes gegenseıt1i-
gehenden Versagen der Kırchen“ wäh- „n Abkehr VO  — einer Haltung, ın der SCn besseren theologıischen Verstehens,

der Mensch sıch selbst ZU Maßstabrend der Judenverfolgung. Die Chri- die csehr schwıer1g 1St, neben der poli-
sten muüfßten erkennen, dafß S$1e „MIt aller Dınge macht Dıie Studıie meınt, tischen Aufgabe, beim Frieden ın Nah-

daß dies „1m gemeiınsamen Hören auft OSTt miıtzuwiıirken. Für letzteres 1St dıeden Juden 1n der gegenwärtigen Welt-
sıtuatıon herausgefordert sind, ıhre die Heıilıge Schrift“ möglıch sel, weıl Orıientierung nıcht ausreichend, weıl
Verantwortung ZUr Gestaltung der alle Beteiligten dadurch 7 eıner Be- der Standpunkt und dıe Denkweise der
Welt wahrzunehmen, dıe ihnen AuS reicherung und Klärung des eigenen Araber, der Moslems w ıe der Chrıisten,
ıhrem gemeınsamen Glauben den Glaubens kommen“. Was die 1SsS10N nıcht ZUur Sprache kommt. Die Koordi-

betrıifft, se1 s1e 1Ur als Dıalog mOg£g- nıerung mıiıt dem Einheitssekretariateinen Gott erwächst“ (ILL; 5 Dıiıe SCr
sten Ansätze“ eınes Programms, das lıch, und über diesen mUuUsse INa  — NEUuUu wırd nunmehr auch schwier1g. Sıe 1sSt

VO'  - der escheidenen Potenz der nachdenken. 1e Kırche wırd dabei eın Bewährungstfall der Solidarıtät der
Christen.Kirchen einmal abgesehen auf der nıcht unterlassen, freimütig aUSZUSDIC-
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Religioh als Streitobjekt amerikanischer
Verfassungshuüuter
Zum Rollenverständnis und der Prayıs des ersten Gerichtshofes der USA

Dıieses offensichtliche Unbehagen wırd besonders dadurchWıe schon mehrtach 1n den etzten Jahren enttachte urz-
lıch wieder ein Urteil (19 1975, Meek W Pıttenger) des verstärkt, daß die Rechtsprechung der vergan  CnNCN Jahre
Obersten Gerichtshotes (Supreme Court) der Vereinigten oft in eın und demselben Fall sehr widersprüchlich Wäl,
Staaten VO  — Amerika ine Fülle VO  j Diskussionen, eak- der möglıche Rahmen für NnNEeEUeEe Entscheidungen für die
tiıonen un: Emotionen besonders in katholischen Kreıisen. Betroftenen also weıthin unklar bleıibt. Daß dieses VQ
Erneut stand indirekte Ainanzıelle bzw. materielle Hıiılfe banque-Spiel“ unumgänglıch ISt; wenn INa  a Retormen 1n
eines Bundesstaates (Pennsylvanıa) für private, NOTI - den USA durchsetzen will, lıegt iın erster Linıe Ver-
malerweıse mehrheitlich katholische Schulen ZuUur Entschei- fassungstext und der dem Obersten Gericht eingeräum-
dung über die Verfassungskonformität (vgl. Juli ten besonderen Stellung.
1975, 369) Wıeder einmal riet eın Urteıil, das übrigens mıiıt
csechs dre1ı sehr schart un klar argumentierenden
Gegenstimmen getfällt wurde, einen Sturm der Entrustung Verfaésufig und ıhre Interpreten
und darüber hınaus SCn seiner kleinlichen, Ja spitzfindıi-
SCHh Begründung und Auslegung der Verfassung allgemeı- Die 1787 verabschiedete, 1789 in raft getretene und
1165 Kopfschütteln und w as schlımmer 1St nıcht ZUuU 791 durch dıe ersten zehn Zusätze (Amendments), dıe
ersten ale Zweıitel Unbefangenheıit, Fähigkeit und die „Bıill otf Rights“ enthalten, erganzte Verfassung 1st bıs
Selbstverständnıis der’neun Obersten Bundesrichter hervor. Z heutigen Tag kaum Änderungen unterworfen WOTL-
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den Lediglich noch 13 Amendments wurden bisher rechts- fassungsbestimmungen 1Ur erfaßt werden kann, WeNnNn

gültig zugefügt, für Z W el weıtere äuft seıt langem das INan sıch arüber klar ISt, w1e die höchstrichterliche echt-
entsprechende Vertahren. Eın wichtiger rund dafür sprechung dıe Verfassung interpretiert un: die zahlreichen

neben der schwierigen Prozedur 1St sicherlich „1M Lücken des geschriebenen Textes ausfüllt“ Dabe:i siınd
elastıschen, auslegungsfähigen Wortlaut der wenıger als dıie Grenzen zwıschen Auslegung und Verfassungspolitik
sechstausend Worte umfassenden Urkunde erblicken fließend. 1e] hängt VO der Zusammensetzung des Ge-

richtshotes abDıie geschriebene Verfassung stellt NUur Rıchtlinien auf,
deren Konkretisierung den dreı branches of OVErTNMENT
überlassen wırd.“ ja

Eıner der Obersten Rıchter, Loyu1s Brandeıis, machte Fehlbare Manner mıiıt endgültiger Autoritat
diese Besonderheit 1922 noch deutlicher, als erklärte,
die Verfassung se1l „keine Zwangsjacke. Es 1St eın lebender Die VO Präsidenten ernannten, VO Senat bestätigten
Organısmus. Als solche ISt S1e fähig ZUrLr Entwicklung und schließlich VO: Präsıdenten offiziell eingesetzten NEUN

ZUr Ausdehnung un Adaptatıon Neue Bedingungen. Obersten Bundesrichter sınd Jjeweıls „ein Produkt ihrer
Entwicklung beinhaltet polıtische, wirtschaftliche und eıt und widerspiegeln die Vorlieben un: Voreingenom-

menheiten tehlbarer Männer in schwarzen Roben“ Nachsoz1ale Veränderungen. Fıne bedeutsame Entwicklung
manıftestiert sıch eher 1n intellektuellen und moralischen einem erstmals für die katholische Kırche DOSItLV AaUS$S-

Konzeptionen als ın materiellen Dıngen. Weil NseTe Ver- SCHANSCHCN Urteil ZUr Finanzıerung VO  . Hochschulen
fassung die Fähigkeıit ZUr: Adaptatıon besitzt, hat sı1e sıch (28 / %; Tılton N Rıchardson) kam der frühere Präsı-
bewährt als das Grundgesetz eınes sıch ständig entwickeln- dent der Faırfield-Universität, W.illiam MelInnes S
den Volkes.“ P dem Ergebnis, das Gesetz zeıge Rıchtungen d} gebe also

Anlaß ZUr Hoffnung. Wenn auch NUr einer der Rıchter
urch diesen Tatbestand bedingt, sind Kongrefß un: Präa- seiıne Meınung geändert hätte, ware AaAus dem Sıeg ıne
sıdent ZWAaTr 1n der Lage, ıne Anpassung der Verfassung Nıederlage geworden; hätte sıch Rıchter yron White

die jeweiligen Realıtiäten suchen, doch mussen s$1e sıch gegenteılıger Meınung nıcht dem Mehrheitsvotum
gerade ın Jüngster eıit ımmer häufiger VO Supreme angeschlossen, ware eın gänzlıch anderes Präzedenzurteil
Court ın die Schranken weısen lassen. Dem obersten Wäch- gefällt worden. Ebenso ware ıne Behandlung des gleichen
ter über die Beachtung der Verfassung 1St 1mM Falles NUur weniıge Jahre UuUVOo mi1t Siıcherheit ZUuUuNngunsten
5System der USA ine solch überragende Rolle eingeräumt der Universität ausgefallen. Daraus folgerte C: „Nur eın
worden, da{f INa  _ vielfach den Eindruck gewıinnen kann, außerst naıver Bürger würde behaupten, die Interpretation
1im Grunde mache das Oberste Gericht die Gesetze des der US-Vertfassung se1 ıne vorprogrammıerte Stereotype.
Landes. „Mehr als Tradıition oder Konventıon halt das Das Ööftentliche Klıma und dıe Sozıalpolitik spielen
Gesetz dıe amerikanısche Gesellschaft zusammen“” , meınte ıne wichtige Rolle bei den Entscheidungen des Obersten
der „Observer“ (6 /3) und fügte hinzu: „Der Oberste Gerichts Richter siınd keine Computer; sıe sınd mensch-
Gerichtshof 1St nıcht wenıger mächtig, als seın Name be- ıche VWesen. Sıe überlegen und fühlen, S1e rechnen ıcht
sagt.“ NUur. Die Entscheidung eines  Gerichts Mag ıne endgültige
ıcht Unrecht wurde nach dem aufsehenerregenden Autorität darstellen. ber 1St dies nıcht das letzte
Abtreibungsurteil VO RR Januar 1973 (vgl März Wort.“
1973, 121 festgestellt, der „plötzliche ıberale Wınd,
der durch die amerıkanıschen Bundesstaaten weht, 1St ber die unterschiedliche Einstellung der Rıchter ıhrem
freilich nıcht das Resultat der Gesetzgebung, sondern AÄAmt liegt ıne Fülle VO  $ Aussagen VOTL, die VO  —_ Überheb-
außergewöhnlicher Rechtsprechung Auf gesetzgeberi- iıchkeit über Selbstherrlichkeit bıs bescheidener Dienst-
schem Wege ware 1mM gröfßten Teil der USA vermutlıch auffassung reichen. egen ıhrer herausgehobenen Bedeu-
nıcht der Jjetzt durch das Urteil des Obersten Gerichts- tung gıbt regelmäßig VO:  3 sehr unterschiedlichen Seiten
hofes verfügten Freizügigkeit gekommen“ (Stuttgar- Versuche, den Präsıdenten oder den Senat tür oder
ter Zeitung, 31 7/3) urch seine „ständıge Auslegung bestimmte Kandıdaten mobilisieren. Auch kirchliche
sowohl der einzelnen Verfassungsbestimmungen wıe der Kreıise sınd nıcht frei VO dieser Versuchung, wenıgstens

auf dıese Weiıse Einfluß auf dıe Urteıile durchzusetzen.‚Gestalt‘ der Verfassung 1mM ganzen” bringt nach arl
Loewenstein 3 der Oberste Gerichtshof „den Verfassungs- TSt kürzlich etiIzten sıch diıe „Cıtızens tor Educational
text in Eınklang miıt den jeweiligen polıtischen, wirtschaft- Freedom“, ıne überkontessionelle Organısatıon, 1n eıner
lıchen, sozıalen und Ö  d ethıischen Zeitumständen“. Dıiese Petition dafür eın, Präsiıdent Gerald Ford möge bei VenNn-

Funktion 1St seiner Meınung nach bedeutsamer als die tuell notwendıgen Ernennungen (die Rıchter siınd
dramatischere und 1im Ausland mehr beachtete Ausübung offiziell auf Lebenszeit 1mM AÄmt, dafß die Neubesetzun-
des richterlichen Prüfungsrechts, das 1Ur eiınen leinen SCH nıcht allzu häufig vorkommen) NULr solche Kandıdaten
Ausschnitt Aus der fortlaufenden Interpretationstechnik berücksichtigen, denen die Erziehung aller Kınder
der Verfassung durch dıe Gerichte darstelle. Insofern 1St Herzen liege?. ber auch andere Versuche der Einfluß-
der Schluß berechtigt, daß „dıe Tragweıte einzelner Ver- nahme über eine Änderung der Kompetenzen, der Be-
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rufungsprozedur, der Dauer un: der Unanfechcbarkeit Tatsache, da{fß in der Vertfassung 1Ur Zzwel Stellen AausSs-
der Urteilssprüche sind bisher allerdings vergeblich drücklich die Religion tangıert wiırd. So schließt Art VI,
nNnie  men worden. Abs D ıne „relıgıöse Überprüfung“ be; der Beurteilung
Im übrigen haben sıch gezielte Rıchterernennungen durch der Qualifikation für eın Ööftentliches Amt AZUsS,.

Präsıdenten, die den Kurs des Obersten Gerichts Üındern
wollten, ın der Vergangenheit meılstens als Fehlschläge CeI- Angelpunkt für die ständıgen Dispute 1St jedoch Amend-
wiıesen. So hatte FA nach der Ernennung VO  ; 1er als ment f in dem heißt, der Kongrefßß und se1it
„konservatıv“ eingestuften Richtern durch Präsiıdent Verabschiedung des Amendment GV gilt dies auch für
Riıchard Nıxon tast jedermann ıne Entscheidung wıe die sämtlıche Einzelstaaten dürfe kein (Gesetz erlassen „hın-
ın Sachen Abtreibung VO Januar 1973 für völlig AaUuUS$S- sichtlich der Eınsetzung einer Religion“ als Staatsreli-
geschlossen gehalten. Doch nıcht ZU erstenmal ın der g10N) noch iırgendeines, das „dıe freie Ausübung“ der Re-
Geschichte erwıesen sıch dıe Rıchter als unabhängiıger ligion behindert „Congress <hall make law respecting

und unberechenbarer als dies der Präsident und establishment of religion, prohibiting the free xe[r-

siıcherlich der yröfßte Teil der Bevölkerung wünschen. Auch 1CcCe thereof“). Dieser heute vieltach VO Obersten Ge-
der einz1ıge Katholik des Jjetzıgen Gerichtshotes, Wıulliam riıcht geradezu vergewaltigte Zusatzartikel esteht W as

Brennan, zeichnete sıch bisher dadurch Aaus, daß sowohl oft VEITSCISSCHN wırd eindeutig Aaus we1l für die Religions-
beim Abtreibungsurteil als auch bei den meısten Schul- gemeıinschaften relevanten Elementen, die sowohl ıne
urteılen oft geradezu vehement Interessen un ber- klare Beschränkung als auch ein oftensichtliches Recht 1M-
ZCEUSUNg seiıner Kırche stımmte. Eıne tast natürliıche pliızıeren. Allzusehr 1St ın der Vergangenheıit NUur eın Teıl
Begleiterscheinung dieses Verhaltens WAar die Forderung dieses Zusatzes berücksichtigt und VO  —; den Gerichten als
konservativer Kreıise der katholischen Kırche nach Exkom- Indız au  et worden. Diıes förderte seltens der Kır-
munıkatıon dieses „enttäuschenden“ Rıchters. chen iıne Defensivhaltung un: verhinderte seltsamer-

weise bisher weıtgehend die Oftensive. TYSt Jjetzt nach
Dıie Sprüche des Obersten Rıichtergremiums fallen 1n den dem Jüngsten Schulurteil scheint sıch ıne Wende anzubah-
seltensten Fällen einstımm1g AauUSsS, tast ımmer gibt eın nen Die drei die Mehrheit stimmenden Rıchter be-
Mehrkheits- un eın Miınderheitsvotum, dıe übriıgens beıide zeichneten das Urteil als ıne „Bedrohung der freien Aus-
offiziell den Prozeßunterlagen gehören. Sıe INM!]! übung der Religion“ und ftorderten die Kirchen auf, mMi1t
lassen Meınungstrends und eventuelle „Auswege“ und Hılfe VO  } Modelltällen ihrerseits Verfassungsklagen -
Chancen datür eichter erkennen. ast alle wichtigen und Zustrengen und nıcht ımmer 1Ur abzuwarten, bıs ıhre Geg-

NCr S1e Hınvweıs auf den ersten Teıl dieses Artıkelswirklıich die Verfassungsauslegung tortschreibenden Ent-
scheidungen des Supreme Court sınd knapp geftallen: J1e ın die falsche Ecke treiıben 25 7/5) Auch der
spiegeln darın 1U  — die raft der bisherigen Verhältnisse demokratische Kongreßabgeordnete und Jesuitenpater
un dıe Wınzigkeıt Gewaichte, die für umwälzende Robert Drınan meınte, diıe Eltern und Erzieher, die sıch
wichtige Entscheidungen Ursache un Anstofß siınd“ (FAZ, für die Rechte der Privatschulen einsetzen, sollten sıch

/2) Im Falle eines Spruches, der dıe Verfassungs- Sanz auf die Betonung des Zzweıten Teils des Amendment
gemäßheıt der heute praktıziıerten Verhängung der Todes- verlegen, ANSTAtt sıch auf die fast ausweglosen Auseınan-
strafe bestritt, gab Osd NECUN verschiedene Erklärungen. dersetzungen über die Auslegung des ersten Teıls e1ın-
Nur inhaltlıche Analysen lıeßen schließlich erkennen, da{fß zulassen 29 75)
sıch mıiıt sehr unterschiedlichen Argumenten fünf Rıchter

und vier für die Todesstrate aussprachen. Eın Blıck auf die Entstehungsgeschichte dieses Zusatzes
macht zudem deutlıch, da{ß „dıe Verfassung VO  - den
Gründervätern nıcht geschrieben wurde, die Rechte
der Bürger einzuschränken, sondern vielmehr, dieseenig onkreie ussagen z eligion
Rechte ördern un: schützen“ Es z1bt bıs heute

Be1i dieser besonderen Rolle, dem ungewöhnlıchen Stellen- „eın großes Mal Verwirrung bei der Interpretation
wert und der „Gummıi1-Struktur“ der Verfassung 1St der Jlegislatıven Intentionen hınter dem ersten Vertas-
verständlıch, dafß Fragen der Religion 1n Sanz besonderer sungszusatz“, obwohl AUS den entsprechenden Debatten,
Weise VO  $ der Zusammensetzung des Rıichterkollegiums die seıne Verabschiedung geführt wurden, eindeutig
(die sıch untereinander übrigens als „‚Bruder betiteln) ab- hervorgeht, dafß ursprünglıch nıcht darum Z1Ng, Jur1-
hängen. So zählen denn auch all die Fälle, die die elı- stische Prinzıpien ZUr: Regelung des Verhältnisses VO  >

2100 betrefien, den beständigsten und in ımmer Staat und Kirche in den USA schaften. Vielmehr han-
delte sıch be] der Aufnahme des ersten Amendment ein-Auflagen VOT dem Obersten Gericht ausgetragenen Dıs-

Angesichts der wen1ıg exakten Formulierung der deutig den Versuch, die Bundesregierung VO  > jeglichem
maßgeblichen Verfassungsaussagen und angesıchts der VO  $ Einfluß aut das Recht der Finzelstaaten lösen, die relı-
der gegenwärtigen säkularistischen Zeıtströmung nıcht y1ösen Angelegenheiten in ıhrem Einflußbereich selbstän-
unberührten Richter befinden sıch die Kırchen 1n einer dıg behandeln. Schliefßlich yab ZUuU Zeitpunkt der
PEr  en Verteidigungsposition. Ihr Handıicap 1St die Verabschiedung verschiedene Staaten mıiıt „eingesetzten



cklungen 389Gesellschaftliche Entwi
Religionen“. Es INg also Anfaflg den Schutz des Schutz aller VOTLr dem Gesetz garantıert, 1St. die rage wirk-
relıg1ösen STAatus qUO 1n den Einzelstaaten und die Verhin- lıch akut geworden. Seit einem Urteil des Obersten Ge-
derung der Eınsetzung einer National-Religion durch riıchts Gitlow \ New York) unterliegen ZESCETIZ-
den Kongre(ß 1ın Washıngton YSt religiöse Konflikte geberische Entscheidungen der Staaten, die die Grund-
un der daraus folgende Wunsch nach Staatsprotektionis- rechte betreffen, einer bundesrechtlichen Kontrolle. Spe-
INUus ührten dazu, da{ß die Zielrichtung dieses Verfas- ziell für die Bekenntnisfreiheit wurde dieser Grundsatz
SUNSSZUSATZES geändert und 1U  - die totale Trennung VO erstmals 1940 (Cantwell N Connecticut) angewandt.
Staat und Kırche 1nNs Vısıer 24 wurde. Da{fß seıither in praktisch ununterbrochener Folge AUS den
Schon allein die Entstehungsgeschichte der heutigen Ver- einzelnen Staaten stammende Klagen SCn der Ver-
einıgten Staaten mıiıt ıhren puritanisch gepragten Gruün- letzung des Amendment VO' Obersten Gerichtshoft be-
dern äflßt als wen1g wahrscheinlich erscheinen, da{fßß — handelt werden mussen, lıegt sicherlich einem Großteil
fangs ıne Verbannung der Religion ın den gänzlıch auch daran, da{fß sıch mıittlerweile iıne WAar stark SCc-
privaten Bereich gedacht WAar. 1el eher „Tühlten die Män- fächerte, aber gut organısıerte Lobby gebildet hat, die
1ler der Revolution die Notwendigkeit, ıhr Grundgesetz peinliıch Nau nach mutma(ßlichen Verstößen, nach

ıhre Verfassung in transzendentem Absoluten eiıner iıhrer Meınung nach verfassungsfeindlichen Begün-
verankern, das bevollmächtigte, ohne selbst aktıv ein- stıgung der Religion bzw der Kırchen sucht. urch eın

zugreifen“ 1 denn Hannah Arend 11 „eine ab- se1it 1973 schwebendes Vertahren über die Steuerbefreiung
solute Unsterblichkeit könnte, wenn schon nıcht ebentalls eines der eifrigsten Vertfechter der Trennung (Ameriıcans
Unsterblichkeit, doch zumındest Beständigkeit und Sta- Uniıted tor Separatıon of Church An State) könnte das
ılıtät tür die Republik garantıeren”. Man kann Oß: Oberste Gericht demnächst vielleicht indirekt Stellung
weIıt gehen behaupten, da{fß iın den Gründerjahren das zwıschen den beiden Kontrahenten beziehen mussen. Dıie
allgemeine Empfinden vorherrschte, das Christentum sollte US-Regıierung verweıgert der Organısatıon se1it 1969 die
Antriıeb und Ermutigung VO Staat erfahren, solange Steuerbefreiung, weıl s1e sıch iıhrer Meınung nach substan-
nıcht mıiıt den privaten Rechten der Gewissenstreiheit in tiell als Lobby betätigt.
Konflikt gerıet. Die Verfassung sollte demnach keines-
WCBS ıne Förderung der Religion, sondern eher relıg1öse Doch ware völlig falsch, alles 1Ur autf starke Interessen-

gruppen schieben, die den Kırchen ınen Schlag VOI-Verfolgung un: die bevorzugte Behandlung einer einzıgen
Religionsgemeinschaft verhindern 1 sefizen wollen. Insgesamt mu{ INan ohl davon ausgehen,

da{fßß der offtensichtliche Säkularisierungstrend sıch ımmer
wenıger mıt den sıch in den Gesetzen und 1in der täglıchen

„Eine Mauer der rennung zwischen aa Praxıs manıtestierenden christlich gepragten Prinzıpijen
und Kırche vertragt: Is Reaktion auf die alles durchdringenden

Übertragungen der relig1ösen Architektonik, VWerte und
Wenn iınzwiıschen auséieht, als seı1en die USA autf dem Sprache iın das englisch-amerikanische Gesetz entwickelte
Wege, da{ß nıcht Nnu  a die Eınsetzung einer Staats- oder sıch eın immer stärker werdender Versuch, sıch VO diesen
Nationalreligion verhindert wiırd, sondern INa  z} vielerorts relig1ösen Ansätzen treizumachen.“ 15 Diese VO  — Theore-
05 dabei Ist; „Gott Aaus jedem Bereich des amerıkanı- tikern vorbereıitete, VO Amerıcan Law Institute geför-
schen Lebens herauszureglementieren“ vgl NCNS, derte und VO  —_ den Gerichten praktizierte „Entsakra-
/3), dann WAar diese Abkehr VO  — den ursprünglıchen Moti- lisierung“ des Gesetzes, die offene Kampfansage INOTAa-
vatıonen 1Ur möglich durch ıne Änderung des gesell- lische und relıg1öse Standards als Rıchtschnur für die
schaftlichen Klimas und der Anschauungen der zustan- Rechtsprechung vollzieht siıch auf verschiedene Weıse.
digen Obersten Bundesrichter. Neuerdings zielt ma  e} nıcht NUr auf die Tilgung eiıner be-

stiımmten relig1ösen Tradıtion, sondern aut Ersatz aller
Als ıne Art „autorıtatıve Erklärung des Rahmens und relıg1ösen oder moralischen Grundlagen 1MmM Rechtsbereich.
der Rechtswirksamkeit des Verfassungszusatzes“ wurde iın Dieses Bemühen beruht etztlich auf einem CBCI’ISO tradı-
den ersten bedeutenden, das Verhältnis taat—Kırche be- tionsreichen amerikanıschen Vertassungsgrundsatz, nam-
rührenden Fällen ın diesem Jahrhundert die schrıiftliche ıch dem der Beachtung der Freiheit des Indıyıiduums, relı-
AÄußerung des damaligen Präsıdenten Jefferson Aaus dem y1ösen Glaubenswahrheiten oder moralischen Normen
Jahre 18072 herangezogen, der als Ziel des Amendment seine Zustimmung geben oder €  9 Je nachdem
die Errichtung einer „Mauer der Trennung zwıschen ob S1e mi1t seiner persönlıchen Auffassung kontorm gehen
Kırche und Staat“ definierte 13. Seither gehört die ren- oder nıcht: „  1eS 1St das Hauptziel und die grundlegende
Nung VO  S Staat un: Kirche den 9 eıfersüchtigsten Motivatıon, die dem Säkularisierungs- Vorstoß eiınen sol-
gehüteten Gütern der amerikanıschen Demokratie“ 14. chen Anstofß“ in der anglo-amerikanıschen Tradıtion g-
Aber erst seit der Ausdehnung der 1M Amendment gC- geben hat 1'
schützten Bundesgrundrechte mıiıt Hıltfe des N Amend-
MENT, das die Bürger der USA VOL Beschränkung ihrer In diesem Klima wiıird manches Urteil des Obersten Ge-
Rechte durch die Einzelstaaten schützt und den gleichen richts zumiıindest verständlıich, WEeNnNn auch nıcht unbedingt
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akzeptabel. In den vergangeNenN drei Jahrzehnten lag der für den Unterricht mögliche Überpi'üfung einer sachgerech-
Schwerpunkt der VOL dem Obersten Gericht behandelten ten un sakularen Verwendung wıiıederum lehnt das Gericht
Fälle, die miıt der Religionsklausel des ersten Zusatzes a Hınvweıis daraut ab, daß dies ıne „Verstrickung
sammenhıiıngen, 1M Schulbereich (Finanzıerung der Schu- der Regierung mi1t der Religion“ ZUur Folge haben könne.
len, Schulgebet, Schulbus). eıtere Streitpunkte betraten So leiben den Schulträgern derzeit NUur die Hoffinung autf
die Kriegsdienstverweigerung, die Steuerbefreiung und dıe ıne baldıge Umgruppierung in den Reihen des Supreme
Frage der treien Ausübung der Religion VO  e Minderheiten Court oder aber die Möglıichkeiten der Gegenklage und
mıt teilweise csehr Überzeugungen bzw. Verhal- der Lobby für Gesetze, die die Zuwendungen direkt
tensweısen. Abtreibung, Todesstrate un: der anstehende die Schüler oder Eltern SOWI1e ıne Verlegung der at-

NEUE Verfassungszusatz über die „Gleichheit der Rechte lıchen Hıltfsdienste Aus den Räumen der Privatschulen auf
dem Gesetz“ unabhängıg VO Geschlecht (Equal mobile Einsatzkommandos oder Sal ın die Raume der öft-

Rıghts Amendment) sind dagegen nıcht ırekte Fälle, dıe ftentlichen Schulen ermögliıchen. Gerade diese Ausweich-
zwıschen den Kiırchen oder eiınem ıhrer Rechtsvertreter manoOver machen das an: Ausmaß der derzeit durch die

Gerichte geförderten Tragikomödie siıchtbar.und dem Supreme Court au  en werden. Hıer WeOI -

den die Kirchen vielmehr Als berechtigte Interessenvertre- Be1i der NUu  —; schon Jahre lautenden Diskussion über das
ter (unter vielen) Rate SCZOSCN und gehört. Schulgebet un: die Abhaltung VO  —; Religionsunterricht in

den Raumen der öftentlichen Schulen 1St 1mM Grunde dasIm Schulsektor herrscht heute weıtgehend Verwirrung,
hervorgerufen durch widersprüchlıche un: die Rechte der gleiche Biıld anzutreften. Mittlerweile lıegen mehr als 20

privaten Träger bei der Fınanzıerung ıhrer Schulen ımmer Entwürte tfür eiınen eigenen Verfassungszusatz 1ın den ent-

stärker einengende Urteile. Inzwischen haben die Richter sprechenden Kongrefßgremien !7, wodurch das Beharren
besonders für diıe Klärung VO  $ Schulstreitigkeiten, aber der Amerikaner auf dieser Tradıtion deutlich Z Aus-
auch insgesamt für die Beurteilung eines Falles 1M Rah- druck kommt. Das Oberste Gericht hat bisher jeden Ver-
inen des Amendment, eın Schema entwickelt, das in such Fall gebracht, selbst solche Gebete einzuführen,
seiınen dreı Stutfen als 'Test für die Verfassungsgemäßheit die VO  e} der Schulbehörde ausgearbeitet un: jede
betrachtet wiırd. Danach mu{fß jede Hıltfe tür kirchliche Erwähnung des Namens (Gottes vermieden und für nıe-

manden verpflichtend ‚0B Dıie entsprechenden An-Schulen nach dem Prinzıp des „saäkularen Jegislatıven
Zieles“, nach dem „Primäreftekt“ der Hilfe (weltlich oder hörungen 1n Kongreßausschüssen verdeutlichten nıcht NUur

relig1ös) und neuerdings nach der Möglichkeit „ausgedehn- die Breıite der Ansıchten un: Forderungen, sondern för-
ter Verstrickung der Regierung mıt der Religion“ Nnier- derten auch bıs heute gültige Verknüpfungen VO  a Kirche
sucht werden. Wıe die Vielzahl VO  w} Schulurteilen allein un!' Staat ZUtaßge, die eigenartıgerweıse bisher 11U!T selten

angefochten wurden. So beginnen Senat un: Repräsentan-VO  3 1971 bis heute zeıgt (vgl a Junı WL 286 ft.,
September 1973 445 f5e Juli L9/5; 369), zibt 1Ur noch tenhaus der USA auch heute noch iıhre Sıtzungen miıt
wenıge „Umwege“”, die dem Staat gyestatten, den prıva- einem Gebet, Ja selbst der Supreme Court beginnt jedes
ten Schulen finanziell und materiell helten. Nach dem Treften mMi1t den Worten: „Gott I1 die Vereinigten
augenblicklichen Stand äßt sıch testhalten, dafß praktisch Staaten und diesen ehrenwerten Gerichtshof“ Schließlich

haben Senat un: Repräsentantenhaus eıgens berufenekeine direkt die Schulen gegebenen Hılfen erlaubt sind.
Immer un Hınweıiıs auf die dadurch möglıche staatliche Kapläne, un die Präsiıdenten der etzten Jahre stellten
Förderung eıner Relıgion 1St nach dem Jüngsten Urteil ıhre christliche Überzeugung anläfßlıch VO  e sogenannten
d Jediglich erlaubt, Schultextbücher auch Privat- Gebetsfrühstücken ften ZUur Schau Bisher hatte erst ıne
schüler entleihen, wohingegen das Verleihen VO  $ Land- Klage solche überlieferten Bräuche Erfolg VOTL dem

Obersten Gerichtshof. Seit dem Januar 1973 sınd diekarten, Dia-Reihen, Projektoren untersagt ISt Da-
durch werde die Religion gefördert, weil die Kırche das Kadetten VO  3 Militärakademien nıcht mehr ZUr Teil-

nahme einem Sonntagsgottesdienst ıhrer jeweılıgenjerfür eld für relig1öse Zwecke verwenden
könne un nıcht gewährleistet sel, da{ß D der Dıa- Religionsgemeinschaft verpflichtet. Dıiese WAar 1n den
Projektor der das Filmgerät nıcht auch ZUuUr Vorführung Dienstvorschriften damıt begründet worden, daß hıer-

durch den Offiziersanwärtern „das moralısche und reli-VO relıg1ösen Biıldern und Filmen „mißbraucht“ werden.
Dl  Z1ÖSE Erbe der vermuittelt werde.

och weıter geht die allgemeın als „Juristische Akroba-
tik“ bezeichnete Argumentatıon der Richter 1M Falle des
Verbotes VO  - Hilfeleistungen des Staates 1mM Bereich der Bedenkliche Grenzüberschreitungen
psychologischen Beratung un der Therapie tür Behin-
derte, die priıvate Schulen besuchen. DiIe Begründung da- Be1 aller Rıgorosıtät un: oft unverständlichen Argumen-
für lautet, könne nıcht ausgeschlossen werden, da die tatıon galt bisher als unumstöfßliches Prinzıp des Supreme
diese Diıenste 1n den Privatschulen absolvierenden Lehrer Court, daß sıch nıcht 1in Fragen der kirchlichen Lehre
und Fachleute der öftentlichen Schulen nıcht auch reli- einmischt. So erklärte sıch Da für unzuständig
gy]1ösen Z wecken umfunktioniert würden Die sowohl Presbyt. Church in the United States Nie Mary Elisabeth
1n diesem Falle als auch beim Gebrauch VO  —$ Hıiılfsmaterial Blue all Memorial Presbyrt. Church) entscheıiden,
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welche VO  $ Zwel Kirchengemeinden innerhalb der res- seiınen relıgiösen Substrukturen lösen, indem man
byterianıschen Kırche, die sıch SsCnh angeblicher gravıe- anders motiviert.
render Abweichungen VO  - den grundlegenden Lehren des Dıiese Ausrichtung Aäuft parallel eiınem tortschreitenden
Presbyterianısmus gebildet hatten, Anspruch auf das bis- Prozefß der Verbannung der Religion AUSs dem öftentlichen
herige Kircheneigentum esäißen. In gew1ssem Sınne Leben Selbst die Schulen iın kıirchlicher Trägerschaft kön-

Wenn auch mıiıt wenıg überzeugender Darstellung Nnen sıch kaum noch dem 50g entziehen, „neutralısiert“
bietet auch das Abtreibungsurteil einen solchen Fall der werden, ındem IMNa  S ıhnen durch dıe wenıgen noch MOßg-
Nichteinmischung, stellte der Gerichtshof doch fest, lichen Hılten un 1m Rahmen der Konkurrenzfähigkeit
brauche sıch mMiıt der rage nach dem Begınn menschlichen Auflagen bezüglıch des Personals und des Curriculums
Lebens nıcht befassen, solange „dıe, die ın den ENTISPrE- macht.
chenden Dıiszıplinen der Medizin, Philosophie und Theo- Augenblicklich äflßt sıch keine klar umschriebene Grund-
logıe ausgebildet sınd, nıcht in der Lage sind, einen KOI17 haltung der amerikanıschen Gesellschaft aufzeigen. An die
SECNSUS arüber errel:  en Stelle des teilweise vehement bekämpften tradıtionellen,
Kriegsdienstverweigerung bot SCn der vorherrschend stark relıg1Öös gepragten Erbes 1St bisher keine allgemeın
relıg1ösen Motivatıon bereits häufig Anla{fi tür gerichtlıche verbindliche oder VO  3 der Mehrheit getragene LNEUEC INOTAd-

Auseinandersetzungen. Nach anfänglichen Ablehnungen lısch-politische Überzeugung9 wWenn auch eın Sd
gestand der Supreme Court Z da{fß Verweıigerung AaUus TC- ularer Humanısmuyus miıt oft aggressıver AÄAnstrengung
lıg1öser Überzeugung möglıch sel. Damıt allerdings Vel- Besıtz VO  s tradıtionellen relıg1ösen Bereichen ergreıft.
letzte das Gericht das Prinzıp der Gleichheit aller VOL dem Gegen ıne solche „Unterwanderung“ bietet dıe Verfas-
Gesetz und installierte nach Anschauung VO Klägern eın Sung kaum ıne Handhabe. Andererseıts ISt auch dıe Aa1INC-

Religionsmonopol, da in spateren Fällen auch andere riıkanısche „Zivilreligion“ ın ine Krise geraten. Dieses als
als relig1öse Begründungen geltend gyemacht werden konn- „American WaYy ot lıte“ umschriebene Phänomen (Glaube
Lte  3 Be1 den vielen 1im Zusammenhang mıt dem Viıetnam- eın höheres Wesen, Idealısmus und Moralismus, höch-
Krıeg auttretenden Anträgen auf Anerkennung als Kriegs- Ster Wert Individualismus, geachtete Stellung der eli-
dienstverweigerer 1n besonderen Fällen begab sıch der Su- 710N) wırd heute entweder für polıtische Fehlschläge und

Court erstmals auf eın Gebiet 1 SO berief militärıische Verstrickungen verantwortlıch gemacht oder
sıch eın einberufener Soldat egre W Larsen) auf als für heutige Verhältnisse ırrelevant deklariert. Dıie
die Theologie VO' gerechten Krıeg, und die Rıchter kamen Kırchen haben beide Entwicklungstrends ürchten: SO-

einer w1ıe ın einer Kritik hieß „seltam sch1z0- ohl eın säkularer Humanısmus als auch ıne mi1(ß-
phrenen Entscheidung“. In dem Urteil hieß CS, INan wolle brauchte, tehlentwickelte oder nıcht länger akzeptierte
nıcht mıiıt relig1ösen Rıten oder Praxıs 1Ns Gehege kommen Zıvılreligion verändern das gesellschaftliche Klıma ent-
und „keine Bestrafung ırgendeine theologische OS1- scheidend während der Verfassungstext unverändert
ti1on führen“, doch se1en iın diesem Fall die „zufälligen Be- bleibt.
lastungen“ für den Betroftenen SsCh „substantieller Re- Statt Trennung VO  Z} Staat und Kırche scheint eher die All-
gierungsinteressen“ gerechtfertigt. In kirchlichen reısen macht des Staats über dıe Kiırche weni1gstens 11-
wurde dieser Spruch ZU Anlaß MMECN, VOr den Lan 1M Vormarsch se1n. Insgesamt hat die amerıka-
Gefahren WaINnceCnN, da{fß demnächst der Staat ede theo- nısche Vertassung be1 a ll iıhren Verdiensten den 1N1-
logische Posıtion Je nach seinen Interessen beurteilt. (58- germaßen gleichmäßıgen Fortbestand der Natıon 1n den
ährlich War auch schon der Hınvweis 1n eınem Schulurteil Belangen der Relıgion ıhre Unzulänglichkeit erwıesen.
VO  e} 1973, die rage der Finanzıerung VO  a Privatschulen Als Model]|l tür das Verhältnis Kırche—Staat kann Nan
könne eiıner nach relıg1ösen Gesichtspunkten ausgerich- die USA ohl kaum noch ernsthaft ın rwagung ziehen.
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